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STADT BOCHUM

Begrindung
(gem. § 9 Abs, 8 Baugesetzbuch - BauGB)

Zum Bebauungsplan Nr. 392 a - 1. Ergdnzung des Bebauungs-
planes Nr. 392 - fir ein Gebiet zwischen Alte BahnhofstraBe,

Wischelinkstrafe und ElsterstrabBe

Der Bebauungsplan Nr. 392 ist seit dem 04.08.73 rechtsver-
bindlich. Er teilt das Planungsgebiet hinsichtlich der Art
der baulichen Nutzung in zwei Teilbereiche:

Der Bereich zwischen Alte Bahnhofstrafe und DellwigstraPBe
wird als Mischgebiet, der rilickwirtige Teil, zwischen
DellwigstraBe und Elsterstrafé, als allgemeines Wohngebiet
ausgewiesen.

Die Zielsetzung fir das Gebiet ’Langendreer Dorf’ besteht in
einer gezielt gesteuverten weiteren Entwicklung.

Dies wird insbesondere im Hinblick auf eine Sicherung und
Starkung der Wonhnqualitit auf der einen und einer Weiter-
entwicklung der Einkaufs- und Nahversorgungsfunktion auf der
anderen Seite angestrebt.

Eine derartig ausgewogene Mischung von nicht stérenden Han-
delsbetrieben und Wohnnutzungen ist in den letzten Jahren
einem zunehmenden ProzeB der Zerstdrung ausgesetzt, der in
erster Linie durch das teilweise massierte Eindringen wvon
Spielhallen in aufgegebene Geschaftslagen ausgeldst wird.



Ursache hierfiir ist die sinkende Kaufkraft und damit ver-
bundener Nachfragerickgang sowie die wirtschaftliche Sta-
gnation, von der gerade der traditionelle Einzelhandel in
besonderem MaBe betroffen ist.

Als GegenmaBnahme ist im Zuge der Wohnumfeldverbesserung,
der &éstlich angrenzende Bereich der Alten BahnhofstraBe mit
erheblichen 6ffentlichen Investitionen zZu einer
verkehrsberuhigten Zone ausgebaut worden.

In diesem Planverfahren wird gleichzeitig festgelegt, das
fir den Planbereich die Baunutzungsverordnung in der derzeit
giiltigen Fassung Rechtsgrundlage wird.

Der Bebauungsplan Nr. 392 wird daher um folgende textliche
Festsetzung ergénzt:

§ 3 Art der baulichen Nutzung
Im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 392 ist die Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) = in der Fassung der Bekannt-

machung vom 15.09.77 - (BGBl. I S. 1763) in der jetzt
geltenden Fassung (BGBl. III S. 213-1-2) maBgebend.

Gleichzeitig &ndert sich damit auch die Zuldssigkeit
groBfléchiger Einzelhandelsbetriebe im Planbereich.

Im Rahmen der derzeit gliltigen Baunutzungsverordnung
ist es nunmehr méglich, Baugebiete horizontal zu glie-
dern. Um eine Ansiedlung von bestimmten Vergniigungs-
stédtten und sonstigen nicht stérenden Gewerbebetrieben
im Planbereich stadtebaulich zu regeln, erhilt diese
Mbglichkeit eine besondere Bedeutung. Der Bebauungsplan



Nr. 392 wird daher um folgende textliche Festsetzungen
ergdnzt:

§ 4 Ausschlupf bestimmter Nutzupgen

hier: AusschluB bestimmter Nutzungen bzw. Arten von
baulichen und sonstigen Anlagen

Planzeichen 1

GemdB § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO sind in den Mischgebieten
von den gem. § 6 Abs. 2 Nr. 3 und 4 BauNVO allgemein
zulédssigen Einzelhandelsbetrieben und sonstigen Gewer-
bebetrieben (Arten von Nutzungen) folgende bauliche und
sonstige Anlagen nur ausnahmsweise zuldssig: Sex-Shops,
Spielhallen, Sex-Kinos, Peep-Shows, Striptease-Shows,
Eros-Center, Dirnenunterkiinfte,

Der Bereich des allgemeinen Wohngebietes ist weder
durch lbermdfigen Strafenverkehr noch durch gewerbliche
Nutzung gestért. Diese vorhandene Wohnruhe soll auch
zukinftig bestehen bleiben, so daB folgende textliche
Festsetzung in den Bebauungsplan aufgencmmen wird:

Planzeichen 2

Gemdf § 1 Abs. 6 BauNVO sind die gem. § 4 Abs. 3 BauNVO
ausnahmsweise 2zulédssigen Nutzungen nicht zul#ssig.

Auferdem wird folgender Hinweis in den Bebauungsplan aufge-
nommen :



Hinweis

Bei Bodeneingriffen k&énnen Bodendenkmidler {kultur- und/oder
naturgeschichtliche Bodenfunde, d. h. Mauern, alte Griben,
Einzelfunde, aber auch Verdnderungen und Verfédrbungen in der
natiirlichen Bodenbeschaffenheit) entdeckt werden.

Die Entdeckung wvon Bodendenkmilern ist der Gemeinde als Un-
terer Denkmalbehérde und/oder dem Westf. Museum fiir Archdo-
logie/Amt filir Bodendenkmalpflege, AuBenstelle Olpe (Tel.:
02761/1261), unverziiglich anzuzeigen und die Entdeckungs-
stdtte mindestens drei Werktage in unverédndertem Zustand zu
erhalten (§§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NW).

Der Bebauungsplan Nr. 392 a ist Bestandteil des Bereiches
"Langendreer Dorf", fir den die folgenden -Ausfilhrungen
gelten:



STADT BOCHUM

Begrdndung
(gem. § 9 Abs. 8 Baugesetzbuch - BauGB)

Bebauungsplan Nr. 626 Teil I a - Langendreer Dorf - fir ein
Gebiet beidseitig der Alten Bahnhofstrafe (ab Waterfuhrweg
bis HauptstraBe), siidlich und tlw. nérdlich der UnterstrabBe
(ab Alte BahnhofstraBe bis HauptstraBe) tlw., beidseitig
der Hauptstrafe (ab Haus-Nr. 178 bis Nr. 221) tlw. beid-
seitig der BatestraBe, westlich der Grabelohstrage, siidlich
der OberstraBe (ab Marktplatz bis Haus-Nr. 30), tlw. beid-
seitig der BonifatiusstraBe, nérdlich Minsterlinde und
StockumerstraBe, tlw. &8stlich der WischelinkstraBe, ndrd-
lich der DammstraBe, #stlich der StraBen StiftstraBe,
Esch-, Marder- und Waterfuhrweg

1. Verhéltnis zur Landes- und Gebietsentwicklungs-
planung

1.1 Landesplanung

1.2 Gebietsentwicklungsplanung

2. Stadtentwicklungsplanung

3. Flachennutzungsplanung

4. Bebauungsplanung

4.1 Geltungsbereich

4.2 Bestandsaufnahme und PlanungsanlaB

4.3 Zielplanung

4.4 Planverfahren



Grundsdtzliche Einwendungen wéhrend der Auslegung
gem. § 3 Abs. 2 BauGB

Art der baulichen Nutzung

Mischgebiete

Allgemeine Wohngebiete

Besondere Wohngebiete

Flichen fiir den Gemeinbedarf

Grinflé&chen

StraBenverkehrsfléchen

Kennzeichnungen

Vom Bergbau betroffene Fléchen

Denkmalschutz

Hinweise

Bodendenkuiler

Aufhebung bisheriger ortsbaurechtlicher Feéstset-
zungen

Kosten

Fléchenbilanz



1.

verhaltni Tl Tm———_ ]

1.1 Landesplanung

Nach dem Landesentwicklungsplan I/II in der Fassung
vom 01.05.79, der erstmals auch fiir den Ballungskern
(Rhein-Ruhr-Gebiet) eine zentraldrtliche Gliederung
vornimmt, ist Bochum als Oberzentrum bzw. als Ent-
wicklungsschwerpunkt im Sinne des § 21 Landesentwick-
lungsprogramm (LEPrG) wvom 19.03.74 dargestellt. Mit
0,75 Mio. Einwohnern im Oberbereich (LEP I/II) liegt
Bochum im Schnittpunkt der Entwicklungsachsen 1. ‘Ord=
nung (Duisburg - Dortmund und Miinster - Bochum) wund
hat mit seinem Einzugsbereich Anteil an @en unter-
schiedlich strukturierten Gebieten der Emscher-,
Hellweg- und Ruhrzone. Auf der/ Grundlage dieser
landesplanerischen Einstufung sind die Voraussetzungen
zur Schaffung sowohl siedlungsrdumlicher als auch ge-
werblicher Schwerpunktbildung im Stadtgebiet gegeben,
d. h. es sind u, a. die Verbesserung der Umweltbedin-
gungen durch Beseitigung gegenseitiger Stérungen wvon
Gewerbe und Wohnen, stddtebauliche Eénauarung, Férde-
rung der gewerblichen Wirtschaft und ihrer Struktur
duréh Erweiterung der wachstumsstarken Bereiche, vor-
rangig in den Siedlungsschwerpunkten, anzustreben.

Im Rahmen eines regionalen Arbeitsmarktes sind Ober-
zentren herausragende Wirtschafts- und Dienstlei-
stungszentren, in denen ein méglichst breit gefi-
chertes und spezialisiertes Angebot an Arbeitsplédtzen
anzustreben ist. Nach § 7 LEPrG soll im Rahmen der
zentraldrtlichen Gliederung eine Verdichtung durch
Konzentration wvon Wohnungen und Arbeitsstédtten in
Verbindung mit zentralértlichen Einrichtungen



angestrebt werden, sofern sie dazu beitrdgt eine
bedarfsgerechte Versorgung der Bevdlkerung zu erhal-
ten, zu verbessern oder 2zu schaffen.

Die Ausstattung eines Gebietes mit Verkehrsanlagen und
Versorgungseinrichtungen einschlieBlich der Freihal-
tung hierfiir erforderlicher Flichen und die Bedienung
mit Verkehrs- und Versorgungsleistungen sind nach § 11
LEPrG auf die fir dieses Gebiet angestrebte Entwick-
lung auszurichten und miteinander in Einklang zu
bringen. Schwerpunkte innerhalb des Stadtgebietes
Bochum auf die sich v. g. Zielsetzungen primér kon-
zentrieren lassen, sind die Bochumer Innenstadt und
die wichtigsten Nebenzentren als Standorte von Ein-
richtungen aller Daseinsgrundfunktionen.

Gebietsentwicklungsplanung

Der Ausbau der regionalen Infrastruktur soll der Si-
cherung ausreichender Arbeits< und Lebensbedingungen
flir die Bevdlkerung des Planungsraumes dienen und ei-
nen sachgerechten Beitrag zur Verwirklichung der
Zielsetzung der regionalen Strukturpolitik im Rahmen
einer planvoll geordneten r&umlichen Struktur liefern.
Flir wverschiedene Teilrfume des Planungsraumes milssen,
bedingt durch die unterschiedliche r#umliche und
strukturelle Situation, spezifische Entwicklungsauf-
gaben verfolgt werden.

Nach den regicnalen Zielsetzungen des Teilgebietsent-
wicklungsplanes Bochum/Herne/Hagen/Ennepe-Ruhr~Kreis
des Regierungsprésidenten Arnsberg ist entsprechend
der zentralértlichen Bedeutung der Gemeinde neben der
Stdrkung und dem Ausbau der Wohnfunktion eine



Ausweitung des privaten und &ffentlichen Angebotes an
Handel und Dienstleistungen anzustreben. Unverzichtbar
ist u. a. ein verstarkter Ausbau Gffentlicher Ein-
richtungen zur Verbesserung des Arbeitsplatzangebotes.
Die Ausweisung derartiger Angebote auch in qualita-
tiver Hinsicht, ist geeignet, die zentraldrtlich be-
deutende Stellung der Bochumer Innenstadt und der Ne-
benzentren zu stdrken. Da zukiinftig die arbeitsfreie
Zeit weiter zunehmen wird, gewinnt auch die Vorsorge
fiir ein breit gefdchertes freizeitgerechtes Angebot an
Bedeutung. Angebote in diesem Bereich sind daher ge-
eignet die Attraktivitdt und das Image Bochums anzu=
heben.

Nach dem o. g. Teilgebietsentwicklungsplan liegt das
Plangebiet innerhalb eines Wohnsiedlungsbereiches.
Gem&B Ziel 18 sollen hier durch Bauleitplanungen die
Voraussetzungen fiir einen Wohnungsbau geschaffen wer-
den, der den Bedilrfnissen der BevSlkerung entspricht.
Dabei geht es auch  darum neben Neubauten den Woh-
nungsbestand zu erhalten. Gem&B Ziel 23 sollen in den
hochverdichteten Eiadlungssuhwarpunﬁten aber auch
MaBnahmen’ zur stidtebaulichen Erneuerung und Moderni-
sierung durchgefiihrt werden.

Stadtentwicklungsplanundg

Die Umsetzung der Vorgaben der Landes- und Regional-
planung erfolgt unter Einbringung kommunaler Belange
im raumlichen Ordnungskonzept, das die beabsichtigte
siedlungsriumliche Entwicklung und Schwerpunktbildung
der Stadt aufzeigt. Dabei sind weitere Aspekte wie
Verhinderung der Zersiedlung der Landschaft, Vermei-
dung gegenseitiger Nutzungsstérungen und Gliederung



des Stadtgebietes in zusammengehdrige Teilbereiche
beriicksichtigt worden. Dieses Konzept, das am
18.12.1975 vom Rat der Stadt Bochum beschlossen wurde,
weist 13 Siedlungsschwerpunkte vier verschiedener
GréBenordnungen auf, die Schwerpunkte zukiinftiger
Entwicklung werden sollen. Das rdumliche Ordnungskon-
zept ist das Grundmodell der Bochumer Stadtentwick-
lung, das bei der Aufstellung der Bauleitpléne zu be-
ricksichtigen ist.

Flichenputzungsplanung

Die kommunale Bauleitplanung hat sich nach § 1 Abs. 4
BauGB und nach § 20 Landesplanungsgesetz den Zielen
der Raumordnung und Landesplanung anzupassen.

Grundlage der planerischen Darstellungen im Flachen-
nutzungsplan ist das zentraldrtliche Gliederungsprin-
zip, wonach die bestmdgliche Versorgung der Bevdlke-
rung innerhalb eines abgestuften und aufeinander be-
zogenen zentralértlichef Gliederungssystems mit Ver-
sorgungsbereichen unterschiedlicher GréBe und Funktion
sowie ausreichender Tragfdhigkeit und breit geféa-
cherten Angebot an Versorgungsleistungen gesichert
werden kann. So stehen im Ballungskern, zu dem Bochum
gehért, die Ordnungsaufgaben im Vordergrund, die zu
einer Verbesserung der hier vielleicht willkiirlich und
ungeordneten Fléchenaufteilungen und -nutzungen unter
besonderer Beriicksichtigung des Umweltschutzes fihren
missen.

Im einzelnen bedeutet dies die zweckmdBige Neuordnung
und die bedarfsgerechte Entwicklung der Flache fir
Wohnungen, Arbeitsstédtten, Bildungseinrichtungen,



Griin-, Freizeit- und Erholungsanlagen, Verkehrs- und
Versorgungsanlagen nach dem Grundsatz der Konzentra-
tion und Bindelung.

Der Flichennutzungsplan hat die bauliche und sonstige
Nutzung der Grundstilcke im Stadtgebiet vorzubereiten.

Hierzu hat der Flédchennutzungsplan eine geordnete
stidtebauliche Entwicklung und eine dem Wohl der All-
gemeinheit entsprechende sozialgerechte Bodennutzung
zu gewdhrleisten. Er soll dazu beitragen, eine
menschenwiirdige Umwelt =2zu sichern. Die Fléchennut-
zungsplanung hat die in § 1 Abs. 6 BauGB allgemein
gehaltenen Ziele konkretisiert und hierauf ausgerich-
tet, die fiir Bochum relevanten Ziele entwickelt.

Fiir den Bereich den der Bebauungsplan Nr. 626 Teil I a
umfaft, ist im Fléchennutzungsplan in erster Linie
eine Gliederung aus Wohn- und gemischter Bauflédche
vorgesehen. Im wesentlichen Xkonzentrieren sich die
gemischten Bauflédchen auf die Zone beidseitig der Al-
ten Bahnhofstrafe und den Harktplni-:z einschlieBlich
der angrenzenden Bebauung. Die davon abseits liegenden
Flédcheén sind als Wohngebiete klassifiziert.

Diese Gliederung des Plangebietes soll durch die Auf-
stellung des Bebauungsplanes Nr. 626 Teil I a beibe-
halten werden. Der Bebauungsplan ist aus dem Flachen-
nutzungsplan entwickelt; dies gilt auch fir die nach-
folgenden Bereiche:

Das Gebiet beidseitig der Alten BahnhofstraBe zwischen
Waterfuhrweg und DordelstraBe wird als allgemeines
Wohngebiet i. S. des § 4 BauNV0O ausgewiesen. Dafir



spricht u. a. die aus reinen Wohngebduden bestehende
neue Bebauung am Eckbereich nérdlich Alte Bahnhof-
straBe/DérdelstraBe sowie die Tatsache, daB sich im
Gegensatz zu den anderen Bereichen der Alten Bahnhof-
strape tlw. auch in den Erdgeschossen Wohnungen be-
finden. Bei der Ausweisung als allgemeines Wohngebiet
handelt es sich um eine Nutzung, die fir einen Teil-
bereich aus einer ausgewiesenen Mischbaufléche ent-
wickelt worden ist. Im ibrigen wird der Bereich ent-
lang der Alten BahnhofstraBe als Mischgebiet festge-

legt.

Eine kleinteilige Ver&nderung von Wohnnutzung zu ge-
mischter Nutzurg betrifft den Bereich stdlich der Un=
terstraBe, Einmiindung OvelackerstraBe, welche als Ab-
rundung des sich zum Marktplatz erstreckenden Misch-
gebietes betrachtet werden muf, zumal sich hier be-
reits ein Gewerbebetrieb befindet, ‘Eine derartige
parzellenscharfe Ausweisung ist nicht Aufgabe des
Flachennutzungsplanes.

AuBerdem wurde _das Gebiet ndrdlich " der OberstraBe,
éstlich der BatestraBe bis zur Plangrenze als beson-
deres Wohngebiet i. S. des § 4 a BauNVO klassifiziert,
da der (in erster Linie vorhandene Charakter eines
Wohngebietes verdeutlicht werden soll ohne aber die
ansissigen Gewerbebetriebe zu verdréngen. Im Flachen-
nutzungsplan ist Wohnbaufldche dargestellt.

Im Fl&chennutzungsplan ist der &8stlich der Hauptstra-
Be, zwischen Marktplatz und Stockumer StraBe, gelegene
Bereich als Wohngebiet dargestellt. Aufgrund der tlw.
gewerblichen Nutzung und der Prégung durch den gegen-
liberliegenden groBflédchigen Einzelhandelsbetrieb,



4.1

insbesondere der Zufahrt, wird der Bereich als Misch-
gebiet ausgewiesen. Es handelt sich nur um einige
Grundstiicke an der HauptstraBe. Die grundsidtzliche
Aussage des Flédchennutzungsplanes, nordwestlich der
Bahnlinie Wohngebiet vorzusehen, bleibt ansonsten er-
halten. Auch diese Festsetzung ist somit aus dem Fla-
chennutzungsplan entwickelt.

Bebauungsplanung

Geltungsbereich

Der Planbereich erstreckt sich in erster Linmie auf

ein Gebiet l&ngs der Alten Bahnhofstrafe, die auf dem
Abschnitt HauptstraBe/UnterstraBe eine Haupteinkaufs-
zone Langendreers bildet. Mit.einbezogen wurden die
riickwiirtigen Wohnbereiche; die im Norden von der Un-
terstraBe begrenzt- werden. Hinzu kommt das Gebiet um
den Marktplatz ebenfalls einschlieBlich der angren-—
zenden Wohnbereiche und den teils gewerblich genutzten
Zonen der HauptstraBe bis zur Stockumer StraBe. Zunm
Bebauungsplan gehdrt ferner der Bereich entlang der
Alten BahnhofstraBe zwischen Unterstrafe und
Waterfuhrweqg.

Bestandsaufnahme und PlanungsanlaB

Das Zentrum Langendreer Dorf, von Mischnutzung ge-
prédgt, ist zusammen mit dem Zentrum Alter Bahnhof nach
den Zentren Bochum Innenstadt, Wattenscheid Innenstadt
und Linden das viertgrbdfte im Stadtgebiet. Es erfiillt
Versorgungsfunktionen des kurz- und mittelfristigen
Bedarfs und liegt innerhalb des Siedlungsschwerpunk-



tes Langendreer mit ca. 21.180 Einwohnern (Stand
01.01.89).

Die Attraktivitidt des Gebietes resultiert aus der
vorhandenen Vielfalt von Geschdftsnutzungen in Ver-
bindung mit dem Wohnen. Die Haupteinkaufszone be-
findet sich in der direkten Umgebung des Marktplatzes
und in der sich hieran anschlieBenden Alten Bahnhof-
straBe. Die abwechslungsreichen Schaufensterfronten
bestehen aus Einzelhandelsgeschiéften, Kneipen, Spei-
serestaurants etc. Weiterhin sind Schulen der ver-
schiedensten Formen, Kirchen und Kindergédrten im bzw.
direkt an der Peripherie des Planbereiches vorhanden.
Wdhrend sich im Geschiftszentrum die Wohnnutzung auf
den Bereich ab dem 1. ObergeschoB konzentriert, be-
steht der {brige Planbereich aus

einer Vielzahl reiner Wohngebdude.

Eine Bestandsaufnahme ist im Jahre 1987 vom Planungs-
amt der Stadt Bochum durchgefihrt worden.

Als &uBere EinfluBféktoren kénnen sich neben den all-
gemeinen Wirtschaftsstrukturproblemen folgende Ten-
denzen auf die Entwicklung des Stadtteilzentrums

Langendreer negativ auswirken:

Die Bevdlkerungszahl der Stadt Bochum ist ricklaufig:
Davon wird der gesamte Einzelhandels- und Dienstlei-
stungsbereich im Grundsatz beeintridchtigt. Hinzu kommt
die demographische Strukturverschiebung, die zu einer
tendenziellen Uberalterung der Bevdlkerung fihrt, was
die 0. g. Wirtschaftsbereiche zu Anpassungen zwingt.
Zusdtzlich unterliegen die City und die



Stadtteilzentren einem starken Konkurrenzdruck durch
die Verbrauchernmirkte auf der "grilnen Wiese”.

Um einer daraus resultierenden méglichen Verddung des
Zentrums entgegenzuwirken, wurden mit Hilfe erheb-
licher &6ffentlicher Investitionen im Rahmen der Wohn-
unfeldverbesserung MaBnahmen zur Verkehrsberuhigung,
z. B. in der Alten Bahnhofstrafe 2zwischen Haupt- und
WischelinkstraBe durchgefiihrt, wodurch dieser Bereich
dem Charakter einer FuBgingerzone nahekommt. Auferdem
wurde der Marktplatz durch UmbaumaBnahmen gestalte-
risch aufgewertet.

Der Hauptgefdhrdungsfaktor fir die weitere Entwicklung
des Gebietes muB jedoch in erster Linie in der bereits
vorhandenen und weiter beabsichtigten Ansiedlung von
Spielhallen gesehen werden:

Im gesamten Stadtgebiet sind derzeit mehr als 50
Spielhallenstandorte mit wéit mehr als 100 Spielhallen
vorhanden. Davon konzentriert sich bereits ein er-
kennbarer Anteil asuf das angrenzende Plangebiet "Alter
Bahnhof" (wvgl. Bebauungsplan Nr. 625). Im hier vor-
liegenden "Plangebiet existiert eine Spielhalle (von
160,03 gm); die derzeitige Situation ist jedoch nach
wie wor durch Antragsnachfrage gekennzeichnet. Diese
bezieht sich vor allem auf den Bereich des Geschédfts-
zentrums.

Beglinstigt werden weitere Ansiedlungen durch die aus
0. g. Griinden hervorgerufene Umstrukturierung im Ein-
zelhandel, In aufgegebene Geschédftslagen und Leer-
sténde ziehen in der Regel aufgrund hoher Mietzah-
lungsfihigkeit Spielhallenbetriebe ein.



Wahrend eine einzige Spielhalle meist noch keine
flbermé&Bigen Probleme verursacht, ist es gerade der von
einer Vergniligungsstdtte ausgehende Agglomerationsef-
fekt, welcher weitere Betriebe anzieht. Diese tragen
durch entsprechende Schaufensterumwandlungen in Form
von zugeklebten Scheiben, aggressiver Fassadengestal-
tung etc. zu einem Attraktivitdtsverlust fir das Woh-
nen und die Einkaufszone bei, indem hier stédtebaulich
negativ wirkende Fixpunkte gesetzt werden.

In Verbindung mit weiteren unerwinschten Nutzungen,
wie Sex-Shops, SchnellimbiBrestaurants und pornogra-
phischen Betrieben kann das Image einer StraBe von
einer Geschéftszone in eine VergnigungsstraBe um-
schlagen. Diese als "Trading-down-Effekt" bezeichnete
Entwicklung ist nicht nur in Bochum festzustellen,
sondern muf als generelles stidtebauliches Problem
angesehen werden, was in Untersuchungen des Deutschen
Instituts fOr Urbanistik aufgezeigt wira (1),

(1) vgl.: Heinz, Wernerj; Janssen, Heiner;y Mittag, Klaus;
Scharmer, (Eckartj Schneidewind, Michael
Innerstéddtische Strukturveréinderungen durch
Vergniigungsstatten. Stddtebauliche Wirkungen und
kommunale Planung. Berlin: Deutsches Institut fdr
Urbanistik (1986)

Scharmer, Eckart, Rechtliche Steuerungsméglich-
keiten im Vergniigungsstdttenbereich. Baurecht-
liche, gewerberechtliche und ordnungsrechtliche
Instrumente. 2. aktualisierte Aufl. Berlin:
Deutsches Institut fir Urbanistik (1986)

Scharmer, Eckart (Hrsg.), Spielhallen in der
Diskussion. Seminarbeitrige zu einem kommunalen
Problem. Berlin: Deutsches Institut far
Urbanistik (1988)



Obwohl, wie auch diese Untersuchungen bestitigen, mo-
ralische Griinde und Griinde des Jugendschutzes keine
einschrénkenden MaBnahmen rechtfertigen, kénnen aus
stidtebaulichen Grinden Vergnigungsstdtten in der Néhe
von Jugendeinrichtungen, Kirchen, historischen Stédtten
etc. nicht erwiinscht sein. Im Plangebiet oder in un-
mittelbarer Umgebung sind verschiedene Einrichtungen
dieser Art vorhanden:

U. a. - Kirchen
Kindergérten
Schulen
Altenheime

Ein weiteres Problem betrifft die Lirmbelistigung.
Zwar bestdtigt das DIFU den Spielhallen kéin besonders
"ladrmproduzierender Einrichtungstyp" 2zu sein, doch
kénnen Folgeger#usche durch, an- und abfahrende FPkw's
der Besucher oftmals nicht vermieden werden. Erheb-
liche L&rmprobleme’ sind €. B. beli direkter Nachbar-
schaft zu Gaststitten registriert worden. Diese ver-
teilen sich in relativ groBer Anzahl gleichméBig auf
das Plangebiet.

Zielplanung

Der Planbereich liegt in einem Siedlungsschwerpunkt 3.
GréBenordnung (Stufe C€) mit einer prognostizierten
Einwohnerzahl filir das Jahr 1995 von 20.700. Dies be-
deutet, daBR auch in diesem innergemeindlichen Ent-
wicklungsschwerpunkt die Bevdlkerungsentwicklung
rilckl&ufig ist. Um so wichtiger ist die Attraktivi-
tdtserhaltung des Zentrums Langendreer-Dorf. Im Rahmen
der MaBnahmen zur Wohnumfeldverbesserung wurden durch



gestalterische Elemente der Marktplatz sowie die Alte
BahnhofstraBe, 2zwischen Haupt- und WischelinkstraBe,
optisch aufgewertet. Ziel war es dariber hinaus 2zu
mehr Wohnruhe beizutragen.

Die weitere Ansiedlung von Spielhallen gefédhrdet die
Attraktivitidt dieses Zentrums, seiner Versorgungs-
funktion und stellt die o&ffentlichen Investitionen,
die getdtigt wurden, in Frage, so daP die Gefahr be-
steht, daB das Zentrum seine kurz- und mittelfristigen
Versorgungsfunktionen nicht mehr ausreichend erfiillen
kann und infolgedessen die Kunden abwandern und da-
durch weitere Kaufkraftverluste zu erwarten sind.

Es gilt, mit der Bauleitplanung einerseits diese ne-
gativen Folgen und Auswirkungen durch Tr8umliche
Steuerung der Spielhallenansiedlung und durch Plange-
bietsgliederung mit partiellen Nutzungsausschlilssen zu
verhindern, andererseits die Attraktivitdt des Zen-
trums und seiner angrenzenden Bereiche auch als Wohn-
standort auf Dauer zu sichern bzw. eine angemessene
Entwicklung 2zu ermdglichen. i

Zziel der Entwicklungsplanung in diesem Raum ist die
Sicherurg des derzeitigen Standards und die Weiter-
entwicklung sich ergéinzender funktionaler Angebote, z.
B. auch durch geordnete und intensive Nutzung vorhan-
dener Gebiudesubstanz und Flichen. Die Konzentration
und Vielzahl differenzierter Infrastrukturangebote und
deren weiterer Ausbau bringt fir Bevilkerung und Be-
schdftigte erhebliche Filhlungsvorteile aufgrund enger
rdunlicher Zuordnung, dies nicht zuletzt auch wegen
des regional giinstigen Verkehrsanschlusses an ein
leistungsfihiges StraBen- und Schienennetz.



Der Bebauungsplan sichert durch seine Festsetzungen
die positiven Effekte, die von diesem Zentrum insge-
samt ausgehen, fir die Zukunft und soll Fehlentwick-
lungen, die insgesamt zu negativen stéddtebaulichen
Auswirkungen fihren kénnen, verhindern. Damit wird das
Zentrum auch weiterhin in die Lage versetzt, seine
vielschichtigen Aufgaben fir die Bevdlkerung des zu-
geordneten Siedlungsraumes zu erfiillen. Vor allem die
Entstehung und weitere unkontrollierte Ausbreitung von
bestimmten Vergniigungsstitten, wie z. B. Spielhallen,
soll durch ré&umliche Steuerung nur noch in den
planerisch gewollten Standorten mbdglich sein, da ihre
Ansiedlung oft eine Vielzahl negativer Erscheinungen
problematischer Wirkungen verursacht. Dies| gilt be-
sonders dann, wenn eine 0berm#ifige und nachteilige
Hiufung von Spielhallen erkennbar oder zu befirchten

int.
Planverfahren
Aufstellungsbeschlu . 11.12.86

Erérterung.der Planung
gemaB § 3 Abs. 1 BauGB
mit den Biirgern : Dez. 87

Biirgerversammlung 15.12.87

Beteiligung der Trager
8ffentlicher Belange mit
Schreiben vom 16.02.88

Offentliche Auslegung des
Bebauungsplanes gem. § 3
Abs. 2 BauGB 28.12.89 - 31.01.90



Im Laufe des Verfahrens wurde der Plan um mehrere
Teilbereiche reduziert.

Gegenilber dem AufstellungsbeschluB vom 11.12.86 sind
im Planentwurf zur Ausleqgung folgende Anderungen be-
zlglich der Abgrenzung vorgenommen worden:

Das zwischen Olbachtal, Alte BahnhofstraBe und Unter-
straBe gelegene Mischgebiet wurde aus dem Bebauungs-
plan herausgenommen. Dies geschah vor dem Hintergrund,
daB die hier vorhandene Situation sich im Rahmen des
Bebauungsplanes Nr. 155 und gemdf der Baunutzungsver-
ordnung aus dem Jahre 1962 entwickelte. Nach heutigem
Recht wédren die Zul&ssigkeitsvoraussetzungen anders zu
beurteilen. Es scll daher bei der vorhandenen und.nach
altem Recht zuldssigen Nutzung verbleiben.

Weiterhin wurde fast der gesamte Bereich nérdlich der
Unterstrafe, westlich der HauptstraBe nicht mehr in
diesen Plan aufgenommen. '

Zum einen liegen fir die UnterstraBe selbst, auf dem
Abschnitt WernburgastraBe/In der Eelie,.snwie fir das
durch die /(Haupt-, Ovelacker- und Hasselbrinkstrape
bezeichnete Gebiet rechtskridftige Bebauungspl&ne vor -
vgl. Bebauungspléine Nr. 345 und 533 II. Letzterer wird
in" einem eigenen Verfahren den neuen Anforderungen

entsprechend erginzt.

Zum anderen soll fiir den Restbereich westlich
Ovelacker-, nérdlich UnterstraBe in erster Linie eine
Regelung hinsichtlich einer Bebauung in 2zweiter Reihe
gefunden werden. Dies wird mit Hilfe eines eigenen



voraussichtlich qualifizierten Bebauungsplanes,
welcher als Teil II des Bebauungsplanes Nr. 626 fun-
giert, geschehen, wobei in diesem Zusammenhang auch
der Teilbereich nérdlich HasselbrinkstraBe, siidlich
Bonackerweg miteinbezogen werden soll.

Reduziert wurde der Bebauungsplan weiterhin um den
gesamten 6&stlichen Bereich entlang der OberstraBe, ab
der Einmindung GrabelohstraBe. Der Grund dafir ist,
daf das Gebiet von seiner Struktur her klar als Wohn-
gebiet i. S. von § 3 bzw. § 4 BauNvVD einzustufen ist.
Eine Umstrukturierung ist in diesem Bereich nicht (zu
erwarten, wie die Urteile des Verwaltungsgerichts
Gelsenkirchen 2} und des Oberverwaltungsgerichts Li-
neburg 3) bestéitigen, die Vergnigungsstitten in all-
gemeinen Wohngebieten als nicht zul&ssig erkléren.

2) Urteil des VG Gelsenkirchen vom 12.11.87
Aktenzeichen 5 K 4120/86

3) Urteil des OVG Lineburg vom 22.02.79
Aktenzeichen I A 137/78



Fiir den Bereich 2zwischen Alte BahnhofstraBe,
Wischelink- wund ElsterstraBe existiert ein
rechtskrdftiger Bebauungsplan, welcher in einem
eigenen Verfahren entsprechend ergénzt werden
soll (vgl. 1. Ergénzung 2zum Bebauungsplan Nr.
392). Weiterhin wurde der Teil o&stlich der Boni-
fatiusstraBe aus dem Planverfahren herausgenom-
men. Der hierfilr vorliegende Bebauungsplan Nr.
537 bedarf keiner Ergénzung.

Gegeniiber dem Planentwurf ist fir den Bereich
zwischen der Haupt-, Elster- und Wischelinkstra-
Be, fiir den in erster Linie die Festsetzung eines
Sondergebietes vorgesehen war, die Aufstellung
eines eigensténdigen Planes, Nr. 626 Teil I b,
beabsichtigt.

Dies geschieht vor dem Hintergrund, dag zundchst
die Anderung des Flachennutzungsplanes erforder-
lich ist, der an dieser Stelle MI-Gebiet aus-
weist. Bis zu diesem Zeitpunkt wird der Teil I b
in seiner Bearbeéitung zurickgestellt. Da es sich
nur um einen geringfiigigen Teilbereich handelt,
behélt er seinen jetzigen Verfahrensstand.

Ferner wird der Bereich zwischen Haupt-, Ober-
und BatestraBe als Teil I c weitergefihrt, da
seitens des Gewerbeaufsichtsamtes Bedenken gegen
die im Mischgebiet ansissige Speditionsfirma ge-
duBert wurden.
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1s&t 2l i ; it & Aiigh
gemdB § 3 Abs. 2 BauGB

wWahrend der Auslegung sind folgende Bedenken und
Anregungen vorgetragen worden:

- Festsetzung des WR-Gebietes verstdBt gegen das
Gebot der Beriicksichtigqung bestehender
Nutzungen

- Aufnahme von Leitungen und Versorgungsein-
richtungen in den Bebauungsplan

- keine Behinderung der Zu- und Abfahrt zum
Containerbahnhof

- Kennzeichnung einer Fléche unter der
oberfléchennaher Bergbau betrieben wurde

- Aufnahme eines Naturdenkmales in den
Bebauungsplan

- Bedenken gegen die Ausweisung von WA-Gebieten
im Bereich Alte BahnhofstraBe/Olbachtal/Zum
Familienwohl sowle sfidlich der UnterstraBe
zwischen Lessingschule und Ovelacker Strape

- Bedenken und Anregungen gegen &ie Vertrdglich-
keit einer Spedition im Mischgebiet, zwischen
HauptstraBe 175 - 191

- Hinweis eine Gefdhrdungsabschitzung aufgrund
von benachbarten Altlastverdachtsflédchen
durchzufidhren

Art der baulichen Nutzung
— a1t
Mischgebiete dienen dem Wochnen und der Unter-

bringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen
nicht wesentlich stéren.



Der Bereich "Alte BahnhofstraBe"™ einschlieBlich
des Marktes bildet neben dem Bereich "Alter
Bahnhof" das Einkaufszentrum des Stadtteils
Langendreer, das gekennzeichnet ist durch die
vorwiegend gewerbliche Nutzung der Erdgeschosse,
insbesondere durch Einzelhandelsgeschdfte und
Dienstleistungen. Die oberen Geschosse sind
ilberwiegend mit Wohnungen genutzt. Von ihrer Ei-
genart her kénnen die vurhandenen Gewerbebetriebe
als das Wohnen nicht wesentlich stérend einge-
stuft werden. Die gegenwdrtige Nutzungsmischung
ist fiir die Attraktivitdt Langendreers in ent-
scheidendem Mafe verantwortlich. Planungsziel ist
es daher, diese Struktur zu erhalten. Unter der
gleichen Zielsetzung sind von der Gemeinde &chon
in der Vergangenheit vielféltige MaBnahmen und
Investitionen durchgefihrt worden.

Vor dem Hintergrund e€iner Gleichbehandlung wvon
Wohn- und gewerblicher Nutzung ist eine Auswei-
sung als MK-Gebi@t nicht zul#ssig. Dariber hinaus
sind zentrale Einrichtungen der Verwaltung weder
vorhanden noch geplant.

Besondere textliche Festsetzungen zur Art der
Daulichen Nutzung

Wie andere Stadt- und Stadtteilzentren unterliegt
auch der Bereich Langendreer Dorf einem Ansied-
lungsdruck von Spielhallen, die in die stédte-
baulich attraktiven Bereiche hineindrdngen. Im
Planbereich ist bereits eine solche Spielhalle
vorhanden. Antrdge zur Errichtung weiterer
Spielhallen liegen vor.



Die Ansiedlung von Spielhaller pirgt die Gefahr
einer Reduzierung der Angebotzsutruktur in sich,
da durch die Umnutzung ehems!iger Geschaftsfld-
chen ein WVerliust gr Lziznickalen mit anziehendem
Warenangebot bewirkt wird. Diss ist gerade des-
halt zu erwcrten, dGe cdie finenzielle Stérke die-
ser Vergnilgunusstiéttenunternehrer in Verbindung
mit der zu erwartendes hohen CGrundrente insbe-
sondere in instabilen Lagen in den meisten Fdllen
eine Verdrangung der Einzelhandelsbetriebe er-

méglicht.

Daneben wiirde mit einer Massierung dieser Ver-<
gnigungsbetriebe der Anteil einladender Sechau-
fensterflichen im zentralen Einkaufsbereich re-
duziert. Der bisher vorherrschende Eindruck einer
homogenen Einkaufszone mit durehgingiger Waren-
présentation wiirde negatiwv verandert.

Diese Beeintrichtigung bewirkt iber den unmit-
telbaren Standert hinaus einen Attraktivitadts-
verlust, | indem hier stiddtebaulich negativ wir-
kende Fixpunkte gesetzt werden. Der bei einem
Grofteil der Fevblkerung mit negativen Einstel-
lunger verbundene Betrieb von Spielhallen kénnte
den bisher zu verzeichnenden Positiveffekt des
Zentrums Langendreer Dorf reduzieren und gar ein
Negativ-Image erzeuger.. Die Folge widre ein
schrittweiser Bedeutungsverlust dieses Bereiches,
der in Konkurrenz 2zu anderen Zentren und 2zu den
grofflachigen Einzelhandelsbetrieben auf der
griinen Wiese" steht.



Eine Verdréngung des Einzelhandels aus diesen
gewachsenen Stadtteilzentrum wirde somit zu einer
weiteren Verlagerung des Angebotes auf wenige,
stddtebaulich nicht integrierte und daher ohne
Pkw schlecht erreichbare Standorte fihren. Dies
widerspricht dem Planungsziel der verbraucher-
nahen Versorgung und auch dem r&umlichen Ord-
nungskonzept der Stadt Bochum. Es muf vielmehr
gewdhrleistet bleiben, daf auch weniger mobile
Bevdlkerungsgruppen (z. B. einkommens-

schwache Gruppen, é&ltere Bevélkerungsschichten,
Behinderte etc.) in ihrer ndheren Wohnumgebung
ein ausreichendes Warenangebot vorfinden.

Eine Verwirklichung der dargestellten Planungs-
ziele ist ohne eine rechtsverbindliche Planung
der Gemeinde nicht 2zu erreichen. 2Zwar sind Ver-
gniigungsstétten in einem Mischgebiet generell
nicht 2zul#ssig, doch missen 2zur planerischen Be-
wiltigung der aufgezeigten Probleme zwei Katego-
rien von Vergniigungsstitten unterschieden werden.

a) Typischie Vergnigungsstitten, die aufgrund in-

rer GrHBe und Intensitét eine zentrale
Funktion haben.

b) Sonstige Gewerbebetriebe, als kleine Einrich-
tung mit rdumlich eng begrenztem Einzugsbe-

reich.

Die meisten Spielhallen sind in die zweite Kate-
gorie einzuordnen und daher als sonstige Gewer-
bebetriebe im Mischgebiet allgemein zulédssig.

Im Planungsgebiet ist eine Spielhalle mit ca. 160
m? wvorhanden, die in die Kategorie a) fdllt. Sie



genieBt Bestandsschutz. Um mégliche Vorbildwir-
kungen auszuschliefen, ist die Festsetzung als
Mischgebiet entsprechend den {brigen Nutzungen
vorgesehen.

Ebenso kann ohne Planung die Umnutzung vorhan=-
dener Wohnungen in gewerbliche Nutzung nicht
verhindert werden. Zur Sicherung der Planungs-
ziele sollen daher folgende Festsetzungen ge-
troffen werden:

§ 1 Mischgebiete

Planzeichen 1
Gem&B § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO.sind von den
gem. § 6 Abs. 2 Nr. 3 und 4 BauNVO allgemein
zuléssigen Einzelhandelsbetrieben und son-
stigen Gewerbebetrieben (Arten wvon Nutzun-
gen) folgende bauliche und sonstige Anlagen
nur ausnahmsweise zuléssig: Sex-Shops,
Spielhallen, Sex-Kinos, Peep-Shows, Strip-
teasé-Shows, Eros-Center, Dirnenunterkiinfte.

Durch diese Festsetzung wird eine H&ufung wvon
Spielhallen, die st#dtebaulich zu Beeintrédchti-
gungen fihren kénnen, verhindert.

Planzeichen 2
Gem&A § 1 Abs. 7 BauNVO sind in den Erdge-
schossen von den gem. § 6 Abs. 2 BauNVO
allgemein zul&ssigen Nutzungen Wohnungen nur
ausnahmsweise zuléssig.



Planzeichen 3

GemdA § 1 Abs. 7 BauNVO sind in den
MI-Gebieten die allgemein zuldssigen und die
nach Planzeichen 1 nur ausnahmsweise zulds-
sigen sonstigen Gewerbebetriebe nur im Erd-
geschoB zuldssig.

Mit Hilfe dieser Regelungen soll die teils vor-
handene vertikale Gliederung innerhalb der Ver-
sorgungszone gesichert bzw. entwickelt werden.
Den Erdgeschossen wird demnach in erster Linie

die gewerbliche Nutzung zugewiesen, um den Cha-
rakter des Stadtteils als homogene Einkaufszone

mit einer gewissen Anzahl einladender . Schaufen-
sterflidchen hervorzuheben.

Dagegen sind die oberen Geschosse ‘der Wohnnutzung
vorbehalten. In den Geb#Auden selbst soll damit
die Wohnruhe sichergestellt werden, da der Haus-
flur nicht wvom Kundenverkehr heansprucht wird.
Mit der ausnahmsweisen Zuldssigkeit von Wohnungen
im ErdgescheoB wird dem Bestandsschutz der vor-
handenen reinen Wohngebdude Rechnung getragen.

WA - Allgemeine Wohngebiete (& 4 BauNVO)

Allgemeine Wohngebiete dienen yorwiegend dem
Wohnen.

Die unter diese Klassifikation fallenden Fl&chen
zeichnen sich durch einen fiberwiegend mit reinen
Wohngebduden gepr&gten Bestand aus. Es herrscht
eine relative Wohnruhe. Lediglich die Gebiete
siidlich der Unterstrafe 2zwischen Lessingschule
und Ovelacker StraBe sowie im Bereich Alte



4.6.3

BahnhofstraBe/OlbachtalstraBe/Zum Familienwohl
unterliegen einer Vorbelastung durch Li&rm. Dieser
resultiert aus dem Durchgangsverkehr sowie aus
der unmittelbaren Nachbarschaft einiger Handels-
betriebe.

Da auch hier die Wohnnutzung deutlich im Vorder-
grund steht, wurden sie in die Kategorie allge-
meine Wohngebiete aufgenommen.

Besondere textliche Festsetzungen zur Art der
baulichen Nutzung

Die Lage der an der siidlichen Grenze des Plange-
bietes befindlichen Wohngebiete ist weder durch
Uberméfigen Verkehrslidrm noch durch gewerbliche
Nachbarschaft gestért. Diese Wohnruhe soll auch
kiinftig erhalten bleiben, so' daB folgende Fest-
setzung in den Bebauungsplan aufgenommen wird:

§ 2 Allgemeine Wohngebiete

Planzeichen 4
Gems&B § 1 Abs., 6 BauNVO sind die gem. § 4
Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zuldssigen Nut-
zungen nicht zuldssig.

Besondere Wohngebiete dienen neben einer vorwie- '
genden Wohnnutzung auch der Unterbringung von
Gewerbebetrieben und sonstigen Anlagen, soweit
diese mit der Wohnnutzung vereinbar sind.



Diese Festsetzung betrifft das Gebiet nérdlich
Oberstrape, 6stlich BatestraBe. In der zur Ober-
straBe gerichteten Bebauung sind in erster Linie
wohnungen untergebracht. Der rickwdrtige Bereich
dient einigen Gewerbebetrieben als Standort. Es
ist eine Weiterentwicklung 2zum Wohnen beabsich-
tigt, wobei durch die WB-Ausweisung auch den Be-
trieben ein Bestandsschutz zugesichert wird.

Besondere textliche Festsetzungen zur Art der
baulichen Nutzung

ziel ist es, die o. g. Struktur zu erhalten und
in Richtung Wohnen 2zu entwickeln. Da das Gebiet
noch zum Nahbereich des Zentrums gezdhlt werden
muB und damit die Gefahr einer Umnutzung durch
die Ansiedlung von VergnQigungsstdtten besteht,
wird folgende Festsetzung gétroffer, um die o. g.
negativen Auswirkungen fiir das Zentrum und die
Wohnnutzung aufzufangen:

§ 3 Besondere Wohngebiete

Planzeichen 5

Gem&B § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO sind von den
gem. § 4 a Abs. 2 Nr. 2 und 3 BauNVO allge-
mein zul#dssigen Liden und sonstigen Gewer-
bebetrieben (Arten von Nutzungen) folgende
bauliche und sonstige Anlagen nur ausnahms-
weise zuldssig: Sex-Shops, Spielhallen,
Sex-Kinos, Peep-Shows, Striptease-Shows,
Eros-Center, Dirnenunterkiinfte.



Gem#8f § 1 Abs. 6 BauNVO sind die in § 4 a
Abs. 3 Nr. 1 bis 3 BauNVD vorgesehenen Aus-—
nahmen nicht zuldssig.

Planzeichen 6
Gem&B § 1 Abs. 7 BauNVO sind in den WB-
Gebieten die allgemein 2zul#ssigen und die
nach Planzeichen 5 nur ausnahmsweise zulds-
sigen sonstigen Gewerbebetriebe nur im Erd-
geschoB zuléssig.

Fléchen fir den Gemeinbedarf

Fiir die im Plangebiet bestehenden o&ffentlichen Ein-
richtungen wird die Ausweisung "Fliche flr den Ge-
meinbedarf" festgesetzt.

Offentliche Griinfléchen

Die im Plangebiét liegenden Grinflichen werden wie
vorhanden festgesetzt.

Strafenverkehrsfléichen

Die StraBenverkehrsflichen werden wie vorhanden fest-
gesetzt. Der Bereich "Alte BahnhofstraBe"™ zwischen
Wischelink- und HauptstraBe sowie ein Teilbereich des
Marktplatzes sind als verkehrsberuhigt gekennzeichnet,
kénnen wvom Charakter her jedoch als FuBgdngerzonen
angesehen werden. In der Bonifatiusstrafe sind in ge-
wissen Abstédnden Aufpflasterungen angelegt worden, um



der vorgeschriebenen Geschwindigkeitsbegrenzung von 30
km/h Nachdruck zu verleihen.

Kennzeichnungen

Der Bebauungsplan enthdlt folgende Kennzeichnungen:

Vom Bergbau betroffene Fldchen

Unter den im Plangebiet liegenden Flé&chen ist der
Bergbau umgegangen. Auch kann tlw. oberfldchennaher
Abbau durchgefiihrt worden sein. Es muf damit gerechnet
werden, daB bei der Erstellung wvon Ingenieur-Kon-
struktionen bauliche SicherungsmaBnahmen ergriffer
werden milssen. (§ 9 Abs. 5 BauGB).

Denkmalschutz

Die evangelische Christuskirche, Alte BahnhofstraBe
Nr. 12 = 18 ist seit dem 17.04.89 und das Wohngebdude
Alte BahnhofstraBe 66 seit dem 10,08.89 gem. § 3
Denkmalschutzgesetz NW unter Schutz gestellt. Dardber
hinaus werden folgende Gebdude als schutzwirdig be-
trachtet;

Alte PahnhofstraBe 4, 5, 6, 7, 8, 13, 17, 22, 64, 77,
132, 133, 135, 137 und 151, BatestraBe 10, Bonifati-
usstraBe 7, HauptstraBe 192, 209, 215, OberstraBe 15,
21, 22, Unterstrafe 11 sowie die Verwaltungsstelle und
das Amtsgericht am Carl-von-Ossietzky-Platz. Diese
Differenzierung ist im Anderungsplan Nr. 1 zum
Bebauungsplan Nr. 626 I a entsprechend kenntlich
gemacht worden.
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9.1

10.

Hinweise

Bodendenkméler

Bei Bodeneingriffen kdénnen Bodendenkméler (kultur-
und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d. h. Mauern,
alte Gridben, Einzelfunde, aber auch Ver#dnderungen und
Verfdrbungen in der natiirlichen Bodenbeschaffenheit)
entdeckt werden.

Die Entdeckung wvon Bodendenkmélern ist der Gemeinde
als unterer Denkmalbehbrde und/oder dem Westf. Museum
fir Archidologie/Amt fiir Bodendenkmalpflege, AuBen-
stelle Olpe (Tel.: 02761/1261), unverziiglich anzuzei-
gen und die Entdeckungsstidtte mindestens drei Werktage
in unvera&ndertem Zustand 2zu erhalten (§§ 15 und 16
Denkmalschutzgesetz NW).

Aufhebung bisheriger ortsbaurechtlicher Festsetzungen
Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes sind alle

bisherigen ortsbaurechtlichen Festsetzungen aufgeho-
ben.

Kosten

Durch diesen Bebauungsplan werden der Gemeinde vor-
aussichtlich keine Kosten entstehen, da die Ziele des
Planes (berwiegend in der Sicherung des Bestandes 2zu
sehen sind.



11.

Flichenbilanz

Mischgebiete (MI)

Allgemeine Wohngebiete (WA)
Besonderes Wohngebiet (WB)
Flichen f{ir Gemeinbedarf (GB)
Grinflichen (&6ffentlich)

7,9 ha
18,5 ha
0,8 ha
3,0 ha
0,9 ha

StraBenverkehrsflidche (dffentlich) __8.3 ha

Gesamt

39,4 ha



	Begründung Bebaungsplan Nr. 392a
	§ 3 Art der baulichen Nutzung
	§ 4 Auschluss bestimmter Nutzungen
	Hinweis
	weitere Ausführungen: Begründung 626I
	Inhalt
	1. Verhältnis zur Landes- und Gebietsentwicklungsplanung
	1.1 Landesplanung
	1.2 Gebietenticklungsplanung

	2.Stadtentwicklungsplanung
	3. Flächennutzungsplanung
	4. Bebauungsplanung
	4.1 Geltungsbereich
	4.2 Bestandsaufnahme und Planungsanlass
	4.3 Zielplanung
	4.4 Planverfahren
	4.5 Grundsätzliche Einwendungen
	4.6 Art der baulichen Nutzung
	4.6.1 Mischgebiete
	4.6.2 Allgemeine Wohngebiete
	4.6.3 Besondere Wohngebiete


	5. Flächen für den Gemeinbedarf
	6. Öffentliche Grünflächen
	7. Straßenverkehrsflächen
	8. Kennzeichnungen
	8.1 vom Bergbau betroffene Flächen
	8.2 Denkmalschutz

	9. Hinweise
	9.1 Bodendenkmäler
	9.2 Aufhebung bisheeriger ortsbaurechtlicher Festsetzungen

	10. Kosten
	11. Flächenbilanz


